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Drittes Gesetz
zur Änderung der Bauordnung für Berlin

Vorn 17. Juni 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung der Bauordnung für Berlin

Die Bauordnung für Berlin vom 29. September 2005 (GVBI.
S. 495), die zuletzt durch Gesetz vorn 29. Juni 2011 (GVBI. S. 315)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt gefasst:

„[nhaltsübersicht

Erster Teil
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Anwendungsbereich

§ 2 Begriffe

§ 3 Allgemeine Anforderungen

Zweiter Teil
Das Grundstück und seine Bebauung

§ 4 Bebauung der Grundstücke mit Gebäuden

§ 5 Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken

§ 6 Abstandsflächen, Abstände

§ 6a Abstandsflächen. Abstände für Lauben in Kleingärten

§ 7 Teilung von Grundstücken

§ 8 Nicht überhaute Flächen der bebauten Grundstücke.
Kinderspielplätze

Dritter Teil
Bauliche Anlagen

Erster Abschnitt
Gestaltung

§ 9 Gestaltung

§ 10 Anlagen der Außenwerbung, Warenautomaten

Zweiter Abschnitt
Allgemeine An forderungen an die Bauausführung

§ II Baustelle

§ 12 Standsicherheit

§ 13 Schutz gegen schädliche Einflüsse

§ 14 Brandsehutz

§ 15 \Värme-, Schall-, Erschütterungsschutz

§ 16 Verkehrssicherheit

Dritter Abschnitt
Bauprodukte. Bauarten

17 Bauprodukte

§ 18 Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung

§ 19 Allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis

§ 20 Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten
im Einzelfall

§ 21 Bauarten

§ 22 cJbereinstimmungsnachweis

§ 23 Übereinstimmungserklärung der Herstellerin oder
des Herstellers

§ 24 Übereinstimmungszertiflkat

§ 25 Prüf-. Zertifizierungs-. Üherwachungsstellen

Vierter Abschnitt
Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen;
Wände, Decken. Dächer

§ 26 Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten
von Baustoffen und Bauteilen

§ 27 Tragende Wände, Stützen

§ 28 Außenwände

§ 29 Trennwände

§ 30 Brandwände

§ 31 Decken

§ 32 Dächer

Fünfter Abschnitt
Rettungswege, Öffnungen, Umwehrungen

§ 33 Erster und zweiter Rettungsweg

§ 34 Treppen

§ 35 Notwendige Treppenräuine, Ausgänge

§ 36 Notwendige Flure. offene Gänge

§ 37 Fenster. Türen. sonstige Öffoungen

§ 38 Umwehrungen

Sechster Abschnitt
Technische Gehäudeausrüstung

§ 39 Aufzüge

§ 40 Leitungsanlagen, Instal lationsschächte und -kanäle

§ 41 Ltiftungsanlagen

§ 42 Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Wärme
erzeugung, Brennstoffversorgung

§ 43 Sanitäre Anlagen. Wasserzähler

§ 44 Anlagen für Abwasser

§ 45 Aufbewahrung fester Abfallstoffe. Abfalischächte

§ 46 Blitzschutzanlagen

Siebenter Abschnitt
Nutzungsbedingte Anforderungen

§ 47 Aufenthaltsräume

§ 48 Wohnungen

§ 49 Stellplätze. Abstellplätze für Fahrräder

§ 50 Barrierefreies Bauen

§ 51 Sonderhauten

Vierter Teil
Die am Bau Beteiligten

§ 52 Grundpflichten

§ 53 Bauherrin oder BauhetT

§ 54 Entwurfsverfasserin oder Entwurfs erfasser

§ 55 Unternehmerin oder Unternehmer

§ 56 Bauleiterin oder Bauleiter
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Fünfter Teil
Bauaufsichtshehörden. Verfahren
Erster Abschnitt
Bauau fsichtshehörden

§ 57 Aufbau der Bauaufsichtshchörden
58 Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtshehörden

Zweiter Abschnitt
Geneluuigungspflicht. Genehmigungsfreiheit

§ 59 Grundsatz

§ 60 Vorrang anderer Gestattungsverfahren

§ 61 Verfahrensfreie Bauvorhaben. Beseitigung von

Anlagen

§ 62 Genehmigungsfreistellung

Dritter Abschnitt
Genehmigungs erfahren

§ 63 Verein fachtes Baugenehmigungsverfahren

§ 63a Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren für
\Verhean lagen

§ 64 Baugenehmigungsverfahren

§ 65 Bauvorlageberechtigung

§ 66 Bautechnische Nachweise

§ 67 Abweichungen. Ausnahmen und Befreiungen

§ 68 Bauantrag, Bauvorlagen

§ 69 Behandlung des Bauantrags

§ 70 Beteiligung der Nachbarn und der Öffentlichkeit
71 Baugenehmigung

§ 72 Bauheginn

§ 73 Geltungsdauer der Baugenehmigung

§ 74 Teilbaugenehmigung

§ 75 Vorbescheid, planungsrechtlicher Bescheid

§ 76 Genehmigung Fliegender Bauten

§ 77 Bauaufsichtliche Zustimmung

Vierter Abschnitt
Bauaufsichtliche Maßnahmen

§ 78 Verbot unrechtmäßig gekennzeichneter Bauprodukte

§ 79 Einstellung von Arbeiten

§ $0 Beseitigung on Anlagen. Nuszungsuntersagung

§ $1 Bestehende bauliche Anlagen

Fünfter Abschnitt
Bauübers achung

§ 82 Bauüberwachung

§ 83 Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung

Sechster Abschnitt
Baulasten

§ 84 Baulasten. Baulasten\ erzeichnis

Sechster Teil
Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschriften, Zuständigkeit

§ 85 Ordnungswidrigkeiten

§ 86 Rechtsverordnungen und Verwaltungs orschriften

§ 87 Verarbeitung personenhezogener Daten

§ 88 Zuständigkeit für den Erlass des Widerspruchsbe
scheides

§ 89 Abwicklung eingeleiteter Verfahren“

2. § 1 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 3 werden nach dem Wort dienen.“ die Wörter

‚einschließlich ihrer Masten. Unterstützungen sowie ihrer
unterirdischen Anlagen und Einrichtungen.“ angefügt.

b) In Nummer 4 werden nach dem Wort „dienen,“ die Wörter
„einschließlich ihrer unterirdischen Anlagen und Einrich
tungen.“ angefügt.

c) in Nummer 5 ird der Punkt am Ende durch ein Komma
ersetzt.

d) Es werden die folgenden Nummern 6 und 7 angefügt:
‚.6. Messestände in Messe- und Ausstellungsgebäuden,
7. Regale und Regalanlagen in Gebäuden. die nicht Teil

der Gebäudekonstruktion sind oder keine Erschlie
ßungsfunktion haben.“

3. § 2 wird wie folgt geändert:

a) in Absatz 1 Satz 3 Nummer 6 werden nach dem Wort „Kraft
fahrzeuge“ die Wörter „und Abstellplätze für Fahrräder“
eingefügt.

h) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 2 werden nach dem Wort „möglich“ die Wörter

„oder ein Stellplatz vorgesehen‘ gestrichen.
hb) Satz 3 wird aufgehoben.

cc) Im bisherigen Satz 5 werden die Wörter ‚. 62 Abs. 1
Nr. 1 Buchstabe a oder b“ durch die Wörter .. 61 Ab
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a oder b“ ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Wohngebäude“

die Wörter „und Garagen“ eingefügt.
bb) Nummer 7 Buchstabe b wird v ie folgt gefasst:

„h) im Freien mit Sienenilächen sowie Freisportanlagen
jeweils mit Tribünen, die keine Fliegenden Bauten
sind und insgesamt mehr als 1000 Besticherinnen
und Besucher fassen,“

cc) Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

‚.8. Schank- und Speisegaststätten mit mehr als 40 Gast-
plätzen in Gebäuden oder mehr als 1000 Gastplätzen
im Freien, Beherbergungsstätten mit mehr als 12
Betten und Spielhallen sowie Wettbüros mit jeweils
mehr als 150 Quadratmeter Brutto-Grundfläche.“

dd) Nummer 9 wird wie folgt gefasst:
‚.9. Gebäude mit Nutzurigseinheiten zum Zecke der

Pflege oder Betreuung von Personen mit Pflegehe
dürftigkeit oder Behinderung, deren Selhstrettungs
ftihigkeit eingeschränkt ist, wenn die Nutzungsein—
heiten

a) einzeln für mehr als acht Personen. oder
b) für Personen mit Intensivpflegebedarf bestimmt

sind, oder

c) einen gemeinsamen Rettungsweg haben und für
insgesamt mehr als 16 Personen bestimmt sind.“

cc) Nach Nummer 9 werden die folgenden Nummern 10
und II eingefügt:

„10. Krankenhäuser.

II . sonstige Einrichtungen zur Unterbringung von Per
sonen sowie Wohnheime.“

ff) Die bisherige Nummer 10 wird Nummer 12 und wird
wie folgt gefasst:

„12. Tageseinrichtungen für Kinder, Menschen mit Be
hinderung und alte Menschen. ausgenommen Ta
geseinrichtungen einschließlich Einrichtungen der
Taeespflege für nicht mehr als zehn Kinder.“

gg) Die bisherigen Nummern II bis 17 werden die Num—
inern 13 bis 19.
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hh) Die bisherige Nummer 18 wird Nummer 20 und es wer
den die Wörter „Nummern 1 bis 17“ durch die Wörter
„Nummern 1 bis 9“ ersetzt.

dt Absatz 12 wird Absatz 9 und die Worter „behinderte Mcii-
sehen“ werden durch die Wörter „Menschen mit Behinde
rung“ ersetzt.

ei Die bisherigen Absätze 9 bis II werden die Absätze 10 bis
12.

4. § 3 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

1) Anlagen sind so anzuordnen. zu errichten, zu ändern
und instand zu halten, dass

die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere
Leben. Gesundheit und die natürlichen Lebensgrundla—
gen, nicht gefährdet werden und

2. sie die allgemeinen Anforderungen ihrem Zweck ent
sprechend dauerhaft erfüllen und die Nutzbarkeit für
alle Menschen gewährleistet ist.“

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Abweichungen von Technischen Bauhestunmungen zum
barrierefreien Bauen bedürfen einer Abweichung nach
§ 67.“

5. In § 4 Absatz 2 werden die folgenden Sätze angefügt:
„Satz 1 gilt nicht bei bestehenden Gebäuden für eine Außen
wand— und Dachdämmung. die über die Bautei lan forderungen
der Energieeinsparerordnung vom 24Juli 2007 ([3GBI. 1
S. 1519), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom
24. Oktober 2015 (BGBI. 1 5. 1789) geändert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung. für bestehende GebälLde nicht hin
ausgeht. Satz 2 gilt entsprechend für die mit der Wärmedäm—
mung zusammenhängenden notwendigen Anderungen von Bau
teilen.“

6. In § 5 Absatz 1 Satz 3 werden nach dem Wort ..von“ die Wörter
„tragbaren Leitern oder“ tind nach dem Komma das Wort „so“
gestrichen.

7. § 6 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ‚.Außenwänden“

die Wörter „und Dächern“ eingefügt.
h> Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

‚(4) Die Tiefe der Abstandsfläche bemisst sich nach der
Höhe H. Die Flöhe H ist das lotrechte Maß von jedem Punkt
a) des oberen Abschlusses der Wand oder
b) der Dachhaut

bis zur Geländeoberfläche. Die Abstandsfläche wird von
dem Punkt der Geländeoberfläche, an dem Ii ermittelt wird,
senkrecht zur Wand gemessen.“

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 3 wird das Wort „Wohngebäuden“ durch das

Wort „Gebäuden“ ersetzt.

hb) Folgender Satz 1 wird angefügt:
„Soweit sich durch Festsetzung der Grundflächen der
Gebäude mittels Baulinien oder Baugrenzen in Verbin
dung mit der Festsetzung der Zahl der\7ollgeschosse
oder durch andere ausdrückliche Festsetzungen in einem
Bebauungsplan geringere Abstandsflächen ergeben. hat
es damit sein Bewenden.“

d) Absatz 6 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchstabe b w ird das Komma am Ende durch
das Wort „und“ ersetzt.

hbb) Folgender Buchstabe c wird angefügt:
„c) mindestens 2 Meter von der gegenüberliegen

den Nachbargrenze entfernt bleiben,“

bb) Satz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
‚.3. bei Gebäuden an der Grundstticksgrenze die Seiten

wände von Vorhauten und Dachaut‘bauten, auch
wenn sie nicht an der Grundstücksgrenze errichtet
werden.“

cc) Satz 2 wird aufgehoben.
e) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 eingefügt:

‚.(7) Bei der Bemessung der Ahstandsflächen bleiben
Maßnahmen zum Zw ecke der Enereieeinsparung und Solar—
anlagen an bestehenden Gebäuden unabhängig da on. ob
diese den Anforderungen der Absätze 2 bis 6 entsprechen,
aLißer Betracht. wenn sie

eine Stärke von nicht mehr als 0,30 Meter aufweisen
und

2. mindestens 2,50 Meter von der Nachbargrenze zurück
bleiben,“

t‘) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und es verden in
Satz 1 Nummer 1 nach den Wörtern „bis u 3 Meter“ die
Wörter „je Wand“ gestrichen und das Wort „Gesamtlänge“
durch die Wörter „Gehäudelänge einschließlich Dachüber
stand“ erset7t.

g) Der bisherige Absatz 8 wird aufgehoben.
h) Nach dem neuen Absatz 8 werden die folgenden Absätze 9

bis II angefügt:

„(9) Bei rechtmäßig bestehenden Gebäuden. die das Ab
standsflächenrecht nicht einhalten, sind die Abstandsflächen
in folgenden Fällen unbeachtlich:
1. Änderungen innerhalb des Gebäudes.
2. Nutzungsänderungen, wenn der Abstand des Gebäudes

zu den Nachbargrenzen mindestens 2,50 Meter beträgt
oder die Außenwand als Gebäudeahschlusswand ausge
bildet ist,

3. die Errichtung und Änderung von Vor- und Anbauten,
die für sich genommen die Tiefe der Ahstandsflächen
nach Absatz 5 einhalten.

4. die nachträgliche Errichtung von Dach— und Staffelge
schossen, wenn deren Abstandsflächen innerhalb der
Ahstandsflächen des bestehenden Gebäudes liegen, und

5. der Ersatz von Dachräumen, Dach- oder Staffelgeschos
sen innerhalb der bisherigen Abmessungen.

Das Gleiche gilt sinngemäß bei Ersatz eines rechtmäßig be
stehenden Gebäudes innerhalb der bisherigen Abmessun
gen. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Gebäude nach Ab
satz. 8.

(10) An bestehenden Gebäuden können bei der nachträg
lichen Errichtung vor die Außenwand vortretender Aufzüge.
Treppen und Treppenräume geringere Tiefen von Abstands—
flächen zugelassen werden, wenn wesentliche Beeinträchti—
gungen angrenzender oder gegenüberliegender Räume nicht
zu befürchten sind und zu Nachbargrenzen ein Abstand von
mindestens 3 Meter eingehalten wird.

(II) Eine Abweichung von dcii Abstandsflächen und Ab
ständen kann nach § 67 zugelassen werden, wenn deren
Schuizziele gewahrt bleiben. Eine atypische Grundstückssi
tuation ist nicht erforderlich.“

8. § 7 wird wie folgt gefasst:

„ 7
Teilung von Grundstücken

Durch die Teilung eines Grundstücks, das bebaut ist oder auf
Grund einer Baugenehmigung oder einer Genehmigungsfreistel—
hing nach § 62 bebaut werden darf, dürfen keine Verhältnisse
geschaffen werden, die den Vorschriften dieses Gesetzes oder
auf Grund dieses Gesetzes widersprechen. Entspricht die Tei—
hing eines Grundstücks, das bebaut oder dessen Bebauung ge
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nehmiizt ist, nicht den Anforderungen des Satzes 1 oder des 19
Absatz 2 des Baugesetzbuchs. so darf eine die Teilung vorberei
tende Liegenschaftsvermessung nur vorgenommen werden,
wenn die erforderliche Abweichung nach 67 zugelassen oder
die erforderliche Befreiung erteilt ist.“

9. § 8 ss ird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 2 wird das Wort „gestattet“
durch das Wort „zugelassen“ ersetzt.

h) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort ..Instandsetzungskosten“
durch das Wort ..Instandhaltungskosten“ ersetzt.

c) In Absatz 3 Satz 3 ‘.s ird das Wort ‚instandsetzung“ durch das
Wort „Instandhaltung“ ersetzt.

10. In § 9 Absatz 3 Satz 4 wird das Wort ‚gestattet“ durch das Wort
..zugelassen“ ersetzt,

Ii. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 4 I-Ialhsatz 2 werden die Wörter „ 62 Ab
satz 1 Nummer II Buchstabe a und b“ durch die \Vörter
„ 61 Absatz 1 Nummer 12 Buchstabe a Lind b“ ersetzt.

b) Die Absätze 4 bis 7 sverden die Absätze 3 bis 6.

12. II Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben.

13. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 NLimmer 2 wird wie folgt gefasst:

‚.2. nach den Vorschriften

a) der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europäi
schen Parlaments und des Rates zur Festlegung har
monisierter Bedingungen für die Vermarktung von
Bauprodukten und zLir Aufhebung der Richtlinie
89/1 06/EWG des Rates (Bauproduktenverordnung)
xom 9. März 2011 (ABI. L 88 vom 4.4.2011, S. 5),

b) anderer unmittelbar geltender Vorschriften der Ett—
ropäischen Union oder

c) zur Umsetzung on Richtlinien der Europäischen
Union. soss eit diese die Grundanforderungen an
Bauwerke nach Anhang 1 der Bauproduktenverord
nung berücksichtigen,

in den Verkehr gebracht und gehandelt werden dürfen,
insbesondere die CE-Kennzeichnung (Artikel 8 und 9
Bauproduktenverordnung) tragen Lind dieses Zeichen
die nach Absatz 7 Nummer 1 festgelegten Leistungsstu
fen oder -klassen ausweist oder die Leistung des Bau-
produkts angibt.“

b) In Absatz 7 werden die Nummern 1 und 2 wie folgt gefasst:

„1. fostlegen. welche Leistungsstufen oder —klassen nach
Artikel 27 Bauproduktenverordnung oder nach Vor
schriften zur Umsetzung der Richtlinien der Europä
ischen Union Bauprodukte nach Absatz 1 Nummer 2
erfüllen müssen, und

2. bekannt machen, inwieweit Vorschriften zur Umsetzung
von Richtlinien der Europäischen Union die Grundan
forderungen an Bauwerke nach Anhang 1 der BaLipro
duktenverordnung nicht berücksichtigen.“

14. § IX wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 3 sverden die Wörter „ 70 Abs. 1 Satz 3
Lind 4“ durch die \Vörter .. 69 Absatz 1 Satz 3 Lind 4“ er
setzt.

b) In Absatz 4 Satz 3 Halbsatz 1 wird nach dem \Vort ‚.aut“ das
Wort „schriftlichen“ gestrichen tind im Halbsatz 2 v rd die
Angabe „ 72 Abs. 2 Satz 2“ durch die Wörter ..* 73 Ab
satz 2 Satz 2“ ersetzt.

15. § 19 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „ 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1“ durch
die Wörter „ 25 Satz 1 NLimmer 1“ und die Angabe „ 3
Abs. 2“ durch die Angabe ‚. 3 Absatz 2“ ersetzt.

h) Folgender Satl.3 ss ird angefügt:

„Die AncrkennLingsbehörde für Stellen nach § 25 Satz 1
Nummer 1, § 84 Absatz 4 Nummer 2 kann allgemeine baui—
aLifsichtliche Prüfzeugnisse zurücknehmen oder widerrufen;
§ 48 und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes ünden An
wendLing.“

16. In § 20 Satz 1 werden die Nummern 1 und 2 wie folgt gefasst:

Baiiprodiikte. die nach Vorschriften zur Umsetzung von Richt
linien der Europäischen Union in Verkehr gebracht und ge
handelt werden dürfen, hinsichtlich der nicht berücksichtig
ten Grundanforderungen an Bauwerke im Sinne des § 17 Ab
satz 7 NLimmer 2.

2. Bauprodukte, die aLLf der Grundlage on unmittelbar gelten
dem Recht der Europäischen Union in Verkehr gebracht und
gehandelt werden dürfen, hinsichtlich der nicht herttcksich
tigten Grundanforderungen an Bauwerke im Sinne des § 17
Absatz 7 Nummer 2,“

17. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Absatzbezeichnung ‘,( 1) wird gestrichen.

bh) Folgender Satz wird angefügt:
‚:Die Anerkennung on Prüf-. Zertifizierungs— Lind
Ühers achunosstellen anderer Länder gilt auch im Land
Berlin.“

b) Die Absätze 2 bis 4 werden aufeehoben.

IX. In der cJberschrifi des Vierten Abschnitts des Dritten Teils wer
den vor dem Wort „Wände“ die Wörter „Brandverhalten von
Baustoffen Lind BaLiteilen;“ eingefügt.

19. § 27 Absatz 3 wird aufgehoben.

20. § 28 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Sat7 2 wird wie folgt gefasst:

„Satz 1 gilt nicht für

1. Türen und Fenster,

2. Fugendichtungen und

3. brennbare Dämmstoffe in nichthrennharen geschlosse
nen Profl len der Außenwandkonstruktionen.“

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort „werden“ Lind dem an
schließenden Komma die Wörter „Lind mehr als zwei
Geschosse üherbrückende Solaranlagen an A ußenwän
den“ eingefügt.

hb) Folgender Satz 3 wird angefügt:

„BaListoffe. die schwerentflammhar sein müssen, in
Bauteilen nach Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 dürfan nicht
brennend abfallen oder abtropfen.“

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Die Wörter „Doppelfassaden und“ verden gestrichen.

hb) Folgender Satz wird angefügt:
„Satz 1 gilt für Doppelfassaden entsprechend.“

d) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Die Absätze 2 tind 3 und Absatz 4 Satz 1 gelten nicht
für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3: Absatz 4 Satz 2 gilt
nicht für Gebäude der Gebttudeklassen 1 und 2.“

e) Absatz 6 wird aufeehohen.

21. § 30 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 NLimmer 1 werden die Wörter „bis zu 2,50 m“
durch die Wörter „von weniger als 2,50 Meter“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden nach den Wörtern „nach Satz 1 sind“
die Wörter „in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1
bis 3“ eingefügt.
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bh) In Satz 2 Nummer 3 wird das abschließende Komma
durch einen Punkt ersetzt.

cc) Satz 2 Nummer 4 wird aufgehoben.
dd) Folgender Satz o ird angefügt:

„In den Fällen des Absatzes 2 Nummer 4 sind anstelle
von Brandwänden feuerbeständige Wände zulässig.
wenn der Brutto—Rauminhalt des landwirtschaftlich ge
nutzten Gebäudes oder Gebäudeteils nicht größer als
2000 Kubikmeter ist.“

c) In Absatz 6 werden nach den Wörtern „aus nichtbrennbaren
Baustoffen“ ein Komma und die Wörter „bei Gebäuden der
Gebäudeklassen 1 bis 4 als öffnungslose hochfeuerhemmen
dc Wand,“ eingefügt.

dl Absatz 7 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Bei Außenwandkonstruktionen, die eine seitliche
Brandaushreitung begünstigen können, wie hinterlüfte—
ten Außenwandbekleidungen oder Doppel fassaden. sind
gegen die Brandausbreitung im Bereich der Brandwän
dc besondere Vorkehrungen zu treffen.“

hb) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:
„Außenwandbekleidungen von Gebäudeabschlusswän
den müssen einschließlich der Dämmstoffe und Unter—
konstruktionen nichtbrennhar sein.“

e) In Absatz II werden die Wörter „Absatz 3 Satz 2“ durch die
Wörter „Absatz 3 Satz 2 und 3“ ersetzt.

f) Absatz 12 wird aufgehoben.
22. 31 Absatz 5 wird aufeehoben.
23. § 32 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
„3. Dachflächenfenster, Oberlichte und Lichtkuppeln von

Wohngebäuden:‘
b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aal In Satz 1 wird nach dciii Wort ‚.Bedachungen.“ das Wort
„Dachflächenfenster,“ eingefügt und nach dem Wort
„Oberlichte“ werden die Wörter „und Solaranlagen“
eingefügt.

bb) In Satz 2 Nummer 1 wird vor dem Wort „Oberlichte“
das Wort „Dachflächenfenster,“ eingefügt.

cc) In Satz 2 Nummer 2 wird vor dem Wort ..Dachgauben“
das Wort ‚.Solaranlagen.“ eingefügt.

c) Absatz 8 wird wie folgt gefasst:

„(8) Soweit geneigte Dächer an Verkehrsflächen angrenzen,
müssen sie Vorrichtungen zum Schutz gegen das Herabfallen
von Schnee und Eis haben. Für vom Dach aus vorzunehmende
Arbeiten sind sicher benutzbare Vorrichtungen anzubringen.“

d) Absatz 9 wird aufgehoben.
24. § 33 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Ein zweiter Rettungsweg ist nicht erforderlich, wenn die
Rettung über einen Sicherheitstreppenraum möglich ist.“

b) Absatz 3 Satz 1 o ird wie folgt gefasst:
„Gebäude. deren z‘ eiter Rettungsweg über Rettungsoeräte
der Feuerwehr führt und hei denen die Oberkante der Brüs
tung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen
mehr als 8 Meter über der Geländeoherfläche liegt, dürfen
nur errichtet werden, wenn die Feuerwehr über die erforder
lichen Rettungsgeräte wie l4ubrettungsfahrzeuge verfügt.“

25. § 35 wird wie folgt geändert:

tt) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 verden nach dem Wort „muss“ die Wörter ..an

einer Außenwand liegen und“ gestrichen.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) In Absatz 5 werden die Wörter „Absatz 3 Satz 3“ durch die
Wörter ‚.Absatz 3 Satz 2“ ersetzt.

c) In Absatz 7 Satz 2 erden die \Vörter ..lnnenliegende not
wendige Treppenräurne“ durch die Wörter ..Notwendige
Treppenräume ohne Fenster“ und die Angabe

.. § 2 Abs. 3
Satz 2“ durch die Wörter .. 2 Absatz 3 Satz 2“ ersetzt.

d) Absatz 8 wird wie folgt gefasst:

„(8) Notwendige Treppenräurne müssen belüftet und zur
Unterstützung wirksamer Löscharbeiten entraucht sverden
können. Sie müssen

• in jedem oberirdischen Geschoss unmittelbar ins Freie
führende Fenster mit einem freien Querschnitt von min
destens 0.60 Meter x 0.90 Meter (Breite x Höhe) haben.
die geöffnet werden können und eine Brüstung von nicht
mehr als 1,20 Meter Höhe haben, oder

2. an der obersten Stelle eine Öffnung zur Rauchahleitung
Ii aben.

In den Fällen des Satzes 2 Nummer 1 ist in Gebäuden der
Gehäudeklasse 5 an der obersten Stelle eine Öfftiung zur
Rauchableitung erforderlich; in den Fällen des Satzes 2
Nummer 2 sind in Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5,
soweit dies zur Erfüllung der Anforderungen nach Satz 1 er
forderlich ist, besondere Vorkehrungen zu treffen. Offnun—
gen zur Rauchableitung nach Satz 2 und 3 müssen in jedem
Treppenraum einen freien Querschnitt von mindestens ei—
nein Quadratmeter und Vorrichtungen zum Oftben ihrer Ab
schlüsse haben, die vom Erdgeschoss sowie vom obersten
Treppenabsatz aus bedient werden können.“

26. In § 36 Absatz 1 Satz 2 werden die Nummern 3 und 4 wie folgt
gefasst:

„3. innerhalb von Nutzungseinheiten mit nicht mehr als 200
Quadratmeter Brutto—Grundfläche tmd innerhalb von Woh
nungen.

4. innerhalb von Nutzungseinheiten. die einer Büro— oder Ver—
waltungsnutzung dienen, mit nicht mehr als 400 Quadrat
meter Brutto—Grundfläche; das gilt auch für Teile größerer
Nutzungseinheiten, wenn

a) diese Teile nicht mehr als 400 Quadratmeter Brutto—
Grundfläche und Trennwände nach § 29 Absatz 2 Num—
ncr 1 haben und

h) jeder Teil unabhängig von anderen Teilen Rettungswege
nach § 33 Absatz 1 hat“

27, § 39 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:
„Diese Öffnung darf einen Abschluss haben, der im Brand-
fall selbsttätig öffnet und von mindestens einer geeigneten
Stelle aus bedient werden kann.“

h) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Gebäude mit mehr als vier oberirdischen Geschossen
müssen Aufzüge in ausreichender Zahl haben. Auf die Zahl
der Geschosse wird das oberste Geschoss nur angerechnet.
wenn es Aufenthaltsräume enthält oder in ihm Aufenthalts—
räume möglich sind. Wird bei bestehenden Gebäuden ein
oberstes Geschoss zu \Volmzwecken nachträglich errichtet
oder ausgebaut, muss kein Aufzug hergestellt werden. Von
den Aufzügen nach Satz 1 muss mindestens cm Aufzug Km
derwagen, Rollstühle, Krankentragen und Lasten aufneh—
mcii können und Haltestellen in allen Geschossen haben.
Dieser Aufzug muss von der öffentlichen Verkehrsfiuiche aus
und von allen Geschossen mit Aufenthaltsräumen stufenlos
erreichbar sein. Soweit Ohergeschosse von Rollstuhlnutze
rinnen und Rol Istuhlnutzern stufen los zu erreichen sein
müssen, gelten die Sätze 1, 4 und 5 auch für Gebäude mii.
weniger als fünf oberirdischen Geschossen.“
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c) Absatz 5 Satz 3 w rd wie folgt geflisst:

„Vor den Aufzügen muss eine ausreichende Bewegungs
fläche vorhanden sein.“

28. 40 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Halbsatz 2 wird v. je folgt geändert:

aa) Nach dem Wort „nicht“ werden die Wörter „für De
cken“ gestrichen.

hh) In Nummer 1 werden die Wörter „in Gebäuden durch
die Wörter ‚.für Gebäude“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe .‚ 35 Abs. 3 Satz 3“ durch die
Wörter „ 35 Absatz 3 Satz 2“ ersetzt.

Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

„t2) Verkaufsstätten mit einer Verkaufsfläche von mehr
als 400 Quadratmeter müssen einen Toilettenraum für die
Kundschaft haben.“

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und in Satz 1 wird das
Wort „Wasserzähler“ durch (las Wort „Kaltwasserzähler“ er
setzt.

30. § 44 wird wie folgt geändert:

a) In der C berschri ft sverden nach dem Wort „Abwasser‘ (lIe
Wörter „einschließlich Niederschlagswasser (Anschluss
zwang)“ gestrichen.

b) Der Wortlaut wird Absatz 1.

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Kleinkläranlagen und Abwassersammelbehälter müs
sen wasserdicht und aLisreichend grol3 sein. Sie müssen eine
dichte und sichere Abdeckung sowie Reinigungs- tuid Ent
leerungsöffnungen haben. Diese Öfthungen dürfen nur vom
Freien aus zugänglich sein. Die Anlagen sind so zu entlttl
ten. (lass Gesundheitsschäden oder unzumutbare I3elästi-
oungen nicht entstehen. Die Zuleitungen zu Abwasserent—
sorgungsanlagen müssen geschlossen, dicht. tind, soweit
erforderlich, zum Reinigen eingerichtet sein,“

31. § 45 wird aufgehoben.

32. § 46 wird § 45 und Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Sat7 eingefügt:

„Bestehende Ahf‘allschächte sind außer Betrieb zu nehmen.
o cnn die Einhaltung der abfallrechtlichen Trennpflichten
Lind die brandschutzrechtlichen Belange nicht gewährleistet
sind.“

b) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden aufgehoben.
33. 47 wird § 46.

34. 48 wird § 47 und Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 wird das Wort ‚.beleuchtet“ durch das Wort „be

lichtet“ ersetzt.

b) Satz 3 wird aufgehoben.

35. § 49 wird § 48 und wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

42) In Wohngebäuden der Gehäudeklassen 3 bis 5 sind
1. von den öffentlichen ‘vrkehrsflächen und von barriere-

freien Wohnungen nach § 50 Absatz 1 aus barrierefrei
erreichbare und nutzbare Abstel 1 räume für Rollstühle.
Rollatoren. Kindern agen und Fahrräder in ausreichen
der Größe und

2. für jede Wohnung ein ausreichend großer Abstellraum
herzustellen. Abstellräume nach Nummer 1 dürfen auch au
ßerhalb des Gebäudes in zumutbarer Entfernung auf dem
Baugrundstück hergestellt werden.“

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt:

‚(4) In Wohnungen müssen

.Aufenthaltsräume, ausgenommen Küchen. Lind

2. Flure. über die Rettungswege von Aufenthaltsräumen
führen.

jeweils mindestens einen Rauchwammelder haben. Die
Rauchwarnmelder müssen so eingebaut oder angebracht
und betrieben verden. dass Brandi‘auch frühzeitig erkannt
und gemeldet wird. Bestehende Wohnungen sind bis zum
31. Dezember 2020 entsprechend auszustatten. Die Sicher
stellung der Betriebsbereitschatl obliegt den Mietern oder
sonstigen Nutzungsberechtigten, es sei denn, die Eigentü
merin oder der Eigentümer übernimmt diese Verpflichtung
selbst.“

36. § 50 wird § 49 und wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort ..Abstellmöglichkeiten“
durch das Wort ..Abstellplätze“ ersetzt.

b) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„( 1) Bei der Errichtung öffentlich zugänglicher baulicher
Anlagen sind Stellplätze in ausreichender Anzahl und Größe
für Menschen mit schw erer Gehbehmnderung Lind für Roll—
stuhlnutzerinnen Lind RollstLihlnLitzer herzustellen. Sie müs
sen von den öffentlichen Straßen aus auf kurzem Wege zu
erreichen und verkehrssicher sein. Werden öffentlich zu
gängliche baLilmche Anlagen geändert oder ändert sich ihre
NLitzung, so sind Stelltiltitze für Menschen mit l3ehinderLing
gemäß Satz 1 in solcher Anzahl Lind Größe herzustellen,
dass sie die infolge der Anderung zusätzlich zu erwartenden
Fahrzeuge aufnehmen können. Die Stellplätze können auf
dem BaLigrundstück oder in zumutbarer EntfemLing davon
aLif einem geeigneten Grundstück hergestellt werden, dessen
Benutzung für diesen Zweck öffentlich-rechtlich gesichert
ist.

(2) Bei der Errichtung von baulichen Anlagen, die Fahr
rads erkehr erw arten lassen, sind Abstellplätze für Fahrräder
in ausreichender Anzahl Lind Größe herzustellen. Absatz 1
Satz 3 gilt entsprechend. Die Abstellplätze sind auf dem
Baugrundstück oder auf den da or gelegenen öffentlichen
Flächen zu schaffen.“

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das \\ort ‚.Ahstellmöglichkeiten“ durch
das Wort „Abstellplätze“ ersetzt und die Angabe „Ab
satz 1“ wird durch die Angabe „Absatz 2“ ersetzt.

bb) In Satz 4 wird das Wort „FahmTadabstellmöglichkeiten“
dLirch das Wort „Fahrradabstellplätzen“ ersetzt.

37. § 51 wird § 50 Lmd wie folgt gelhsst:

a) Die Absätze 1 tmd 2 werden wie folgt gefosst:

..( 1) In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen müssen
die WohnLingen eines Geschosses barrieret‘rei nutzbar Lind
über den üblichen HauptzLigang barrierefrei emTeichhar sein.
Diese VerpflichtLing kann auch durch harrierefrei nLitzbare
Wohnungen in mehreren Geschossen erfüllt werden. Eine
WohnLing ist barriere frei nLitzbar, wenn insbesondere

1. die WohnLing stLifen- und schw ellenlos erreichbar ist,
2. die lichte Breite der WohnLingstür mindestens 0.90 Me

ter. die der tthrigen Türen in der Wohnung mindestens
0.80 Meter betragen.

3. die BewegLingsflächen in Wohn— und SchlafräLinlen so
wie Küchen Lind Bädern mindestens 1,20 Meter x 1,20
Meter betragen und

4. mindestens ein Bad einen hodengleichen Duschplatz
hat.

In Gebäuden mit mehr als zwei Wohntmngen Luid mit nach
§ 39 Absatz 4 Satz 1 erforderlichen ALifzügen muss ein Drit
tel der \Vohnungen harrierefrei nutzbar sein, wenn bis zum

29. § 43 wird wie folgt geändert:

a)
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31 Dezember 2019 ein Bauvorhaben gemäß § 62 angezeigt
oder ein hauaufsichtliches Verfahren gemäß § 63 oder § 64
beantragt wird: wird ab dem 1. Januar 2020 ein Bauvorha
ben gemäß § 62 angezeigt oder ein bauaufsichtliches ‘v‘er
fähren gemäß § 63 oder § 64 beantragt, muss die Hälfte der
Wohnungen harrierefrei nutzbar sein. § 39 Absatz 4 bleibt
unberührt.

(2) Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind,
müssen in den dem allgemeinen Besucher- und Benutzer-
verkehr dienenden Teilen barrierefrei sein. Dies gilt insbe
sondere für

1 . EinrichtLingen der Kultur und des Bildungswesens,
2. Spoi‘t- und Freizeitstätten,

3. Einrichtungen des Gesundheitswesens.
4. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude,
5. Verkaufs-, Gast- und Beherbergungsstätten,
6. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen.
Für die der zweckentsprechenden Nutzung dienenden Räu
me und Anlagen genügt es, wenn sie in dem erforderlichen
Umfang barrierefrei sind.“

h) Absatz 3 Satz 9 ss ird wie folgt gefasst:
Bei der 1-lerstellung von Toilettenräumen müssen diese in
der erforderlichen Anzahl balTierefrei sein: sie sind zu kenn
zeichnen.“

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Sollen rechtmäßig bestehende bauliche Anlagen nach
Absatz 2 in ihrer Nutzung geändert werden, gelten die in
Absatz 2 genannten Anforderungen entsprechend.“

d) In Absatz 5 wird die Angabe .. 68 Abs..l durch die Angabe
„ 67 Absatz 1“ ersetzt.

38. § 52 wird § 51 und v ie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden das Komma und das Wort „Gara
gen“ gestrichen.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) Die Absatz.bezeichnung .‘( 1)“ wird gestrichen.
hb) Nach Satz 3 Nummer 14 wird folgende Nummer 15 ein—

cc fügt:

„15. die Stellplätze tind Garagen:‘
cc) Die bisherigen Nummern 15 bis 17 werden die Num

mern 16 bis 18.

dd) Die bisherige Nummer IX wird die Nummer 19.

ee) Die bisherige Nummer 19 wird die Nummer 20 und
nach dem Wort ..crbringende“ werden die Wörter ‚.Un
terlagen und“ eingefügt.

ff1 Die bisherigen Nummern 20 bis 22 werden die Num—
mern2l bis 23.

gg) Folgender Satz wird angefügt:

„Erleichterungen von Satz 3 Nummer 16 dürfen nur un
ter den Voraussetzungen des § 50 Absatz 5 gestattet wer
den.“

c) Absatz 2 wird aufgehoben.
39. § 53 wird § 52 und nach dem Wort „sind“ werden die Wörter

„die Bauherrin oder“ eingefügt.
40. § 54 wird § 53 und Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe .. 55 bis 57“ durch die Angabe
54 bis 56“ ersetzt.

b) In Satz 3 und Satz 4 wird jeweils nach dein Wort .‚Bauauf—
sichtsbehörde“ das Wort „schriftlich“ gestrichen.

c) In Satz 5 wird nach dem Wort „unverzüglich“ das Wort
„schriftlich“ gestrichen.

41. § 55 wird § 54 und in Absatz 2 Satz 2 weiden nach dem \Vort
„Unterlagen“ das Komma und die Wörter „die sie zu unter
zeichnen haben,“ gestrichen.

42. Die §ti 56 und 57 sverden die § 55 und 56,
43. Nach * 56 wird folgender § 57 eingefügt:

‘,*57
Aufbau der Bauaufsichtsbehörden

Die Bauaufsichtsbehörden sind zur Durchführung ihrer Auf
gaben ausreichend mit geeignetem Personal zu besetzen und
mit den erforderlichen Vorrichtungen auszustatten. Den BaLi-
aufsichtsbehörden sollen Bedienstete, die die Befähigung zum
höheren bautechnischen Verw altungsdienst und die erforder
lichen Kenntnisse der Bautechnik. der Baugestaltung Lind des
öffentlichen Baurechts haben, und Bedienstete, die die Befähi
gung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst ha
ben, angehören.“

44. * 58 Absatz l s ird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 werden die folgenden Sätze eingefügt:
„Sie haben, soweit erforderlich, in diesem Rahmen auch zu
beraten. Die Beratung ist gebührenpfl ichtig, unabhängig da
von, oh die Beratung schriftlich, mündlich oder in Textform
erfolgt. In der Verordnung gemäß § 86 Absatz 3 Satz 1 Num
i‘ner 4 kann bestimmt werden, dass Beratungen mit gerin
gem Verwaltungsaufwand gebühren frei sind.“

b) Folgender Satz wird angefügt:

„Die Bauaufsichtsbehörde kann bei technisch schwierigen
Bauausführungen für die Wahrnehmung ihrer Aufizaben und
für die Bauübers achung auf Kosten der Bauherrin oder des
Bauherrn besondere Sachverständige und sachversttindige
Stellen heranziehen.“

45. * 59 wird § 87 Lind in Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ..* 82“
durch die Angabe .* 84“, die Angabe .* 83“ durch die Angabe

85“ und die Angabe .** 54 bis 57“ durch die Angabe ‘, 53
bis 56“ ersetzt.

46. § 61) wird § 59 Lind ird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter 61 bis 63, 75 und 76“
durch die Wörter ‚.** 60 bis 62. 76 und 77“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Wörter ..** 61 bis 63, 75 und 76
Abs. 1 Satz 3“ durch die Wörter ..** 60 bis 62. 76 und 77
Absatz 1 Satz 3“. die Angabe

‘.
64, 64a, 65, 67 Abs. 3“

durch die Angabe
‘,

63, 63a, 64, 66 Absatz 3“ untl die An
gabe ‚.76 Abs. 3“ durch die Angabe

‘,
77 Absatz 3“ ersetzt.

47. § 61 wird § 60 und wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Nummer 2 werden folgende Nummern 3 und 4
eingefügt:

„3. Werbeanlagen, soweit sie einer Erlaubnis nach Lan
desstraßenrecht bedürfen,

4. Anlagen. die nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz
einer Genehmigung bedürfen,“

bb) Die bisherige Nummer 3 wird die Nummer 5 und nach
dem Wort „nach“ werden die Wörter ‚.Geräte- und“ ge
strichen.

cc) Die bisherige Nummer 4 wird die Nummer 6.
b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Zulassung. Genehmigung oder Erlaubnis im Sinne von
Satz 1 ist im Einvernehmen mit der Bauaufsichtsbehörde zu
erteilen.“

c) Es werden die folgenden Sätze angefügt:
„Das Einvernehmen gilt als hergestellt, wenn es nicht einen
Monat nach Eingang der vollständigen Unterlagen verwei
gert wird. Wenn zur Beurteilung einer Anlage nach Satz 1
durch die Bauaufsichtsbehörde eine Behörde oder sonstige
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Stelle zu beteiligen ist, verlängert sich die Frist um einen
Monat: § 69 Absatz 2 Satz 6 gilt entsprechend:‘

4K § 62 ‘s ird § 61 und wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 v ird wie folgt geändert:

na) Nummer 1 wird wie folgt geändert:
aaa) In Buchstabe b v erden nach dem Wort .‚Stellplät—

ze“ die Wörter „und überdachte Abstellplätze für
Fahrräder, jeweils“ eingefügt.

bbh) Buchstabe Ii wird wie folgt gefasst:
„h) Gartenlauben mit höchstens 24 Quadratme

tern Grundääche einschließlich überdachtem
Freisitz, die in Kleingartenanlagen im Sinne
des § 1 Absatz 1 Nummer 2 des Bundesklein
gartengesetzes liegen und in Ausführung und
Beschaffenheit § 3 Absatz 2 des Bundesklein
gartengesetzes entsprechen,“

bb) Nummer 2 wird wie folgt geändert:
aaa) Der Doppelpunkt ird durch ein Komma ersetzt

Lind nach dem Komma eiden die \Vörter „ausge
nommen freistehende Abgasanlagen mit einer
Höhe von mehr als 10 Meter;“ eingefügt.

bbh) Die Buchstaben a und b serden aufechoben.
cc) Nummer 3 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchstabe a werden nach dem Wort „Außen
ssandfläclien“ ein Komma Lind die Wörter „ausge
nommen bei Hochhäusern,“ einge fügt und nach
dem Wort „Nutzung“ werden die Wörter „oder der
äußeren Gestalt des Gebäudes“ eingefügt.

bbb) In Buchstabe h wird das Semikolon am Ende
durch ein Komma ersetzt.

ccc) Folgender Buchstabe c wird angefügt:

„c) Windenergieanlagen bis zu 10 Meter Höhe
gemessen von der Geländeoberfläche bis zum
höchsten Punkt der vom Rotor hestrichenen
Fläche und einem Rotordurchmesser bis zu 3
Meter außer in reinen Wohngebieten:“

dd) In Nummer 5 Buchstabe a wird die Angabe „Nummer 3“
durch die Angabe „Nummer 4“ ersetzt.

cc) Nummer 6 wird wie folgt geändert:

aaa) Es werden folgende Buchstaben a und b eingefügt:
„a) ortsfeste Behälter für Flüssiggas mit einem

Fassungsvermögen von weniger als 3 Tonnen,
für nicht verflüssigte Gase mit einem Brutto—
Rauminhalt bis zu 6 Kubikmeter.

h) ortsfeste Behälter für brennbare oder wasser
geführdende Flüssigkeiten mit einem Brutto
Rauminhalt bis ZLi 10 Kubikmeter,“

bbb) Die bisherigen Buchstaben a bis d s erden die
Buchstaben c bis [

10 Nummer II wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchstabe d werden die Wörter „und Dämmun
gen“ durch die Wörter „einschließlich Maßnah
rnen der Wärmedämmung“ ersetzt.

hhb) In Buchstabe e werden die Wörter ‚.Dämmuniien
in und auf Dächern“ durch die Wörter „Beda
chung einschließlich Maßnahmen der Wärme—
dämmung“ ersetzt.

gg) Nummer 12 wird wie folgt geändert:
aaa) Nach den Wörtern „folgende \Verbeanlagen“ sser

den die Wörter „Lind Warenautomaten“ eingefügt.
bbb) In Buchstabe b wird folgender Halbsatz angefügt:

„sowie, soweit sie in, auf oder an einer bestehen
den baulichen Anlage errichtet werden, die damit

verbundene Änderung der Nutzung oder der äu
ßeren Gestalt der Anlage.“

ccc) Buchstabe c wird aufgehoben.

ddd) Der bisherige Buchstabe d wird Buchstabe c.
hh) Nummer 14 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchstabe a v ird die Angabe „ 35 Abs.. 1“
durch die Wörter „ 35 Absatz 1 Nummer 1 und
2“ ersetzt.

bbb) In Bttchstahe b ‘s erden nach dem Wort „Stellplät
ze“ die Wörter „und nicht überdachte Abstellplät
ze für Fahnäder jeweils“ eingefügt.

ii) Nummer 15 wird wie folgt geändert:

aaa) Buchstabe a wird aufgehoben.

hhb) Die bisherigen Buchstaben b bis d sserden die
Buchstaben a bis c.

ccc) Der bisherige Buchstabe e wird Buchstabe d und
das Wort „Jägerstände“ wird dLirch das \Vort
„Jagdstände“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Nummer 1 werden nach dem Wort „kommen“
ein Komma und die Wörter „die in einem Genehmigungs—
erfahren nach § 63, 63a Ltnd 64 geprüft verden,“ einge
fügt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Bei nicht freistehenden Gebäuden muss die Stand—
sicherheit des Gebäudes oder der Gebäude, an die das Zu
beseitigende Gebäude angebaLit ist, dLirch einen qualifi
zierten Tragwerksplaner im Sinn des § 66 Absatz 2 beur
teilt und im erforderlichen Umfang überwacht werden;
die Beseitigung ist, soweit notwendig, durch den qualifi
zierten Tragwerksplaner zu überwachen.“

hh) In Satz 5 wird die Angabe „ 71 Abs. 6 und 7 Nr. 2“
durch die Wörter „ 72 Absatz 1 und 2 Nummer 2“ er
setzt.

49. § 63 wird § 62 und wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b wird die Angabe „ 74
Abs. 2“ durch die Angabe „ 75 Absatz 2“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
na) In Satz 2 s erden nach dem Wort ..verlängert“ die Wörter

„oder sofern nicht die Bauausführung untersagt“ einge—
Etat.

bb) In Satz 3 wird nach dem Wort „Frist“ das Wort „schrift—
ich“ gestrichen.

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) § 66 bleibt unberührt. § 6$ Absatz 2 Satz 1 sowie § 72
Absatz 1, 2 Nummer 2 und Absatz 3 sind entsprechend
anzuwenden“

50. § 64 wird § 63 und wie folgt geändert:

a) Satz 1 Nummern 2 Lind 3 wird wie folgt gefasst:
„2. beantragte Zulassungen von Abweichungen im Sinne

des § 67 Absatz 1 und 2 Satz 2 sowie

3. die Einhaltung anderer öffentlich-rechtlicher An forde
rungen, soweit wegen der Baugenehmigung eine Ent
scheidung nach anderen öl‘fentlmch—rechtl ehen Vor
schriften entfüllt oder ersetzt wird.“

b) Satz 2 wird aufeehoben.

c) In dem bisherigen Satz 3 wird die Angabe „ 67“ durch die
Angabe „ 66“ ersetzt.

51. § 64a wird § 63a und wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Wörter „ 62 Absatz 1 Nummer 11“ werden dLirch
die Wörter,, 61 Absatz 1 Nummer 12“ ersetzt tind nach
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dem \Voil ..verfahrensfrei“ wird das Wort „gestellt“ ge
strichen.

hh) In Nummer 3 verden nach dem Wort ‚beantragte“ die
Wörter „Lind erforderliche“ gestrichen und die Wörter
„ 68 Absatz 1 und 2 Satz 2“ werden durch die Wörter
„ 67 Absatz 1 und 2 Satz 2“ ersetzt.

cc) In Nummer 4 werden die Wörter andere öffentlich-
rechtliche“ durch die Wörter „die Einhaltung anderer
ölTentlich—rechtlicher“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe „ 67“ durch die Angabe „ 66“
ersetzt.

52. § 65 wird § 64 und wie folgt gefasst:

‚. 64
Baugenehmigungsverfahren

Bei Sonderbatiten wird geprüft:

die Übereinstimmung mit den Vorschriften über die Zuläs
sigkeit der baulichen Anlagen nach den § 29 bis 38 des
BaugesetzhLichs.

2. die Einhaltung der Anforderungen nach den Vorschriften
dieses Gesetzes und aLil Grund dieses Gesetzes,

3. die EinhaltLing anderer öffentl ich—rechtlicher An forderun
gen. soweit wegen der Baugenehm igting eine Entscheidung
nach anderen öffentl ich—rechtlichen Vorschriften entfällt
oder ersetzt wird.

§ 66 bleibt unberührt.“

53. § 66 wird § 65 und wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „unterschrieben“ dLirch das
Wort ..erstelli“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 5 und Satz 6 verden jeweils vor den Wör
tern „dem Antragsteller“ die Wörter „der Antragsiellerin
oder“ eingefügt.

54. § 67 wird § 66 und wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird s ie folgt geändert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Einhaltung der Anforderungen an die Standsicher
heit, den Brand—, Schall— und Erschütterungsschutz so
wie an die Energieeinsparung ist nach näherer Maßgabe
der Verordnting auf Grund des § 86 Absatz 3 nachzuwei
sen (bautechnische Nachweise): dies gilt nicht für ver—
fahrensfreie Bauvorhaben. einschließlich der Beseiti
gung von Anlagen. soweit nicht in diesem Gesetz oder
in der Rechtsverordnung auf Grund des § 86 Absatz 3
anderes bestimmt ist.“

hh) In Satz 2 wird die Angabe .. 66 Abs. 2 Nr. 1. 2 und 4“
durch die Wörter ‚. 65 Absatz 2 Nummer 1, 2 und 4“
ersetzt.

cc) In Satz 3 wird die Angabe „ 66 Absatz 7“ durch die
Angabe ‚. 65 Absatz 7“ ersetzt.

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

..(2) Bei

1. Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3.
2. sonstigen baulichen Anlagen. die keine Gebätide sind,
muss der Standsicherheitsnachweis von einer Person mit ei
nem berufsqualifizierenden I—lochschulabschluss eines Stu—
diuins der Fachrichtung Architektur. Hochbau oder des
BaLungenieurwesens mit einer mindestens dreijühriuen Be—
rufserfahrung in der Trag erksplanung erstellt sein, der un
ter Beachtung des § 65 Absatz 3 Satz 2 bis 7 in einer von der
Baukammer Berlin zu führenden Liste eingetragen ist; Ein
tragungen anderer Länder gelten atich im Land Berlin. Auch
bei anderen Bauvorhaben darf der Standsicherheitsnach eis
on einer Trawerksplanerin oder einem Trauwerksplaner
nach Satz 1 erstellt werden.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie folgt gefasst:
„(3) Der Standsicherheitsnachweis muss hauaufsichtlich

oeprüft sein

1. bei Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5.

2. wenn dies nach Maßgabe eines in der Rechtsverordnung
nach § 86 Absatz 3 geregelten Kriterienkatalogs erfor
derlich ist, bei

a) Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3.

b) Behältern, Brücken, Stützmauern. Tribünen,

c) sonstigen baulichen Anlagen. die keine Gebäude
sind, mit einer Höhe von mehr als 10 Metern:

das gilt nicht für Wohngebäude der Gehäudeklassen 1 Lind 2.
Der Brandschutznachweis muss bauau fsichtl ich geprüft sein
bei

1. SonderbaLiten,

2. Mittel- Lind Großgaragen im Sinne der Verordnung nach
§ 86 Absatz 1 Nummer 3.

3. Gebäuden der Gebäudeklasse 4 und 5.“

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und in Satz 1 werden
die Angabe „Absatzes 2“ durch die Angabe „Absatzes 3“
Lind die Angabe „ 68“ durch die Angabe „ 67“ ersetzt.

55. § 68 wird § 67 und wie folgt geändert:

a) In der Überschrift verden nach dem Wort ..Abwetchungen“
ein Komma und die Wörter ‚.ALisnahmen und Befreiungen“
angefügt.

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Der ZLilassung einer Abweichung bedarf es nicht, wenn
hautechnische Nach cisc baLiaufsichtlich geprüft werden,
es sei denn, öffentlich—rechtlich geschützte nachbarliche Be
lange werden berührt.“

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „gesondert“ das Wort
„schriftlich“ gestrichen.

bb) Es werden die folgenden Sätze angefügt:

„Es gelten die § 68 bis 73 entsprechend. § 212a Ab
satz 1 des BaLigesetzbuchs findet AnwendLing.“

d) In Absatz 3 wird das Wort „erteilt“ dLirch das Wort „zugelas
sen“ ersetzt.

56. § 69 wird § 68 Lind wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort „ist“ das \Vort
„schriftlich“ gestrichen.

h) Absatz 4 Satz 1 und 2 wird aLifgehohen.

57. § 70 wird § 69 Lind wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird nach dem Wort ..tmverzüglich“ das
Wort „schriftlich“ gestrichen.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Ist der Bauantrag vollständig. holt die BauaLifsichts
behörde unverzüglich die Stellungnahmen der Behörden
Lind sonstigen Stellen ein,

1. deren Beteiligung oder Anhörung für die Entscheidung
über den Bauantrag dLirch Rechtsvorschri ft vorgeschrie
ben ist oder

2. ohne deren StellLingnahme die GenehmigLingsfiihigkeit
des Bauantrags nicht beurteilt werden kann, insbesonde
re der für die BeLirteilung des BaLiplanungsrechts ZLi—

ständigen Stelle:

die Beteiligung oder AnhörLing entfällt, wenn die jeweilige
Behörde oder sonstige Stelle dciii Bauantrag bereits vor Ein
leitung des Baugenehmigungsverfahrens zugestimmt hat.
Bedarf die Erteilung der Baugenehmigung der ZListimmung
oder des Einvernehmens einer Behörde oder sonstigen Stel
le nach Satz 1 Nummer 1, so gilt diese als erteilt, enn sie
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nicht einen Monat nach Eingang des Ersuchens verweigert
w ird; durch Rechtsvorschri 0 vorgeschriebene längere Zu—
stimmungs— und Einernehmensfristen bleiben unberührt.
Die Frist verlängert sich um einen Monat, wenn rias Einver
nehmen mit der Denkmalfachhehörde herzustellen ist; sie
verläneert sich um einen weiteren Monat. wenn die oberste
Denkmalschutzhehörde die Entscheidung zu treffen hat. Au—
0cm sich die Behörden und Stellen nach Satz 1 Nummer 2
nicht innerhalb eines Monats. so kann die Bauaufsichtshe—
hürde davon ausgehen. dass die von diesen Behörden und
Stellen wahrzunehmenden öffentlichen Belange durch den
Bauantrag nicht berührt werden. Die Bauaufsichtsbehörde
kann die Stellungnahme—Frist für die Beurteilung des Bau—
planungsrechts um einen Monat verlängern. insbesondere
wenn weitere Stellen zu beteiligen sind. Wenn zur Beurtei
lung eines Vorhabens durch eine beteiligte Behörde oder
sonstige Stelle noch zusätzliche Unterlagen oder Angaben
erforderlich sind. werden die Fristen nach Satz 2 bis 4 bis
zum Eingang der nachgeforderten Unterlagen oder Angaben
unterbrochen. Sie werden auch bis zum Eingang eines erfor—
derlichen Antrags aufZulassung einer Ausnahme, Befreiung
oder Abweichung unterbrochen.“

c) In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort „vorliegen“ die
Wörter „oder die Frist nach Absatz 2 Satz 3 abgelaufen ist“
eingefügt.

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „ 64“ durch die Angabe
‚. 63“ ersetzt und die Angabe .‚ 64a“ wird durch die
Angabe .. 63a“ ersetzt.

bb) In Satt 2 werden die Wörter „Absatz 2 Satz 3“ durch die
Wörter „Absatz 2 Satz 4“ ersetzt.

cc) In Satz 3 wird die Angabe .‚ 64“ durch die Angabe
„ 63“ ersetzt und nach dem Wort „Bauherr“ wird das
Wort „schriftlich“ gestrichen.

dd) In Satz 4 wird die Angabe ‚. 64a“ durch die Angabe
‘.

63a“ ersetzt.

cc) Satz 5 wird wie folgt gefasst:

„Der Eintritt der Genehmigungsfiktion nach Satz 3 ist
auf Verlangen der Bauherrin oder dem BauheiTn zu be
scheinigen.“

e) Absatz 5 wird aufgehoben.

58. Nach 69 wird folgender § 70 eingefügt:

.. 70
Beteiligung der Nachbarn und der Öffentlichkeit

1) Die Bauaufsichtshehörde soll die Eigentümer benachbar
ter Grundstücke (Nachbarn) vor Zulassung ‘on Abweichungen.
Ausnahmen und Befreiungen benachrichtigen, wenn zu erwar
ten ist, dass öffentlich-rechtlich geschützte nachbarliche Behn
ge berührt werden. Einw endungen sind innerhalb von zwei Mo
naten nach Zugang der Benachrichtigung hei der Bauaufsichts—
behörde vorzubringen. Die benachrichtigten Nachbarn werden
mit allen Einwendungen ausgeschlossen, die im Rahmen der
Beteiligung nicht fristgemäß geltend gemacht worden sind; auf
diese Rechtsfolge ist in der Benachrichtigung hinzuweisen.

(2) Die Benachrichtigung entfällt, wenn die zu benachrichti
genden Nachbarn die Lagepläne und Bauzeichnungen unter
schrieben oder dem Baus orhaben auf andere Weise zugestimmt
haben.

(3) Haben die Nachbarn dem Bauvorhaben nicht im Sinne
von Absatz 2 zugestimmt, sind ihnen die Baugenehmigung. Be
freiung und Abweichungs— oder Ausnahrnezulassung zuzustel
len. Bei mehr als 20 Nachbarn. denen diese Bescheide zuzustel
len sind, kann die Zustellung nach Satz 1 durch öffentliche
Bekanntmachung ersetzt werden: die Bekanntmachung hat den
verftigenden Teil der Bescheide. die Rechtsbehelfshelehrung so
wie einen Hin eis darauf zu enthalten, wo die Akten des bau—

aufsichtlichen Verlährens eingesehen werden können. Sie ist im
Amtsblatt für Berlin bekannt zu machen. Die Zustellung gilt mit
dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt.

(4) Bei baulichen Anlagen, die auf Grund ihrer Beschaffenheit
oder ihres Betriebs geeignet sind, die Allgemeinheit oder die
Nachbarschaft zu gefährden. zu benachteiligen oder zu helästi
gen. kann die Batiaufsichtshehörde auf Antrag der Bauherrin
oder des Bauherrn rias Baus orhaben im Amtsblatt für Berlin und
außerdem in örtlichen Tageszeitungen. die im Bereich des
Standorts der Anlage verbreitet sind, öffentlich bekannt machen;
verführt die Bauaufsichtshehörde nach l-lalhsatz 1, finden die
Absätze 1 und 2 keine Anwendung. Mit Ablauf einer Frist von
einem Monat nach der Bekanntmachung des Bauvorhabens
nach Satz 1 Halbsatz 1 sind alle öffentlich—rechtlichen Einwen—
dringen gegen das BaLivorhaben ausgeschlossen. Die Zustellung
des Bescheides nach Absatz 3 Satz 1 kann durch öffentliche Be
kanntmachung ersetzt werden; Absatz 3 Satz 4 sowie Satz 1
1—lalbsatz 1 gelten entsprechend. In der [3ekanntmachung nach
Satz 1 I-lalhsatz 1 ist darauf hinzuweisen.

• wo und wann die Akten des Verfahrens eingesehen werden
können,

2. wo und wann Einwendungen gegen das Bauvorhaben vorge
bracht werden können,

3. welche Rechtsfolgen mii Ablauf der Frist des Satzes 2 ein
treten und

4. dass die Zustellung des Bescheides nach Absatz 3 Satz 1
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.“

59. § 71 wird wie folgt geändert:

tt) In der Überschrift werden das Komma und das Wort „Bau
beginn“ gestrichen.

b) Dem Absatz 1 verden die folgenden Sätze angefügt:

„Die durch eine Umweltverträglichkeitsprüfung ermittelten,
beschriebenen und bewerteten Umwel tauswirkungen sind
nach Maßgabe der hierfür geltenden Vorschriften zu berück
sichtigen. Die Bauaufsichtsbehörde darf den Bauantrag ab
lehnen. wenn das Bauvorhaben gegen sonstige öffent
lich—rechtliche Vorschriften verstößt.“

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Baugenehmigung ist nur insoweit zu begründen
als Abweichungen, Ausnahmen oder Befreiungen von nach
barschützenden Vorschriften zugelassen werden und die
Nachbarin oder der Nachbar nicht nach § 70 Absatz 2 zuge
stimmt hat.“

d) Die Absätze 5 bis 7 werden aufiaehoben.

60. Nach § 71 wird folgender § 72 eingefügt:

Bauhegi nn

(1) Die Bauherrin oder der Bauherr hat den Ausführungsheginn
nicht verfahrensfreier Vorhaben mindestens e inc Woche vorher
der Bauaufsichtsbehörde mitzuteilen (Baubeginnanzeige).

(2) Mit der Bauausführung oder mit der Ausfühning des je—
w etltgen Bauabschnitts darf erst begonnen werden, wenn

die Baugenehmigung der Bauherrin oder dem Bauherrn zu
gegangen ist oder die Frist nach § 69 Absatz 4 Satz 3 Halb-
satz 1 abgelaufen ist sowie

2. die hautechnischen Nachweise und das Ergebnis der Prü
fLing nach § 66 Absatz 3 und

3. die Bauheginnanzeige

der Bauaufsichtshehörde vorliegen.

(3) Vor Bauhegtnn eines Gebäudes müssen die Grundrissflä
ehe abgesteckt und seine Höhenlage festgelegt sein. Baugeneh
migungen. Bauvorlagen sowie bautechnische Nachweise und
Ergebnisse der Prüfung nach § 66 Absatz 3 müssen an der Bart
stelle von Baubeginn an vorliegen.“
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6!. Der bisherige § 72 wird § 73 und wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

.4 1) Die Baugenehmigung und die Teilbaugenehmiung
erlöschen, wenn

innerhalb von drei Jahren nach ihrer Erteilune mit der
Aus führung des Bauvorhabens nicht begonnen wurde,
oder

2. das Bauvorhaben nach Ablauf von sieben Jahren nach
ihrer Erteilung nicht ferug gestellt worden ist.

Satz 1 gilt auch für die Entscheidungen über andere öffent
lich—rechtliche Anforderungen. die in die Baugenehmigung
eingeschlossen werden.“

h) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Frist nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 kann auf Antrag
dreimal, jeweils bis zu einem Jahr verlängert werden.‘

62. Der bisherige § 73 wird § 74 und wie folgt geändert:
ii) In Satz 1 werden nach dem Wort „auf“ das Wort „schriftli

chen“ und nach dem Wort „Baugenehmigung“ das Wort
„schriftlich“ gestrichen.

h) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„ 71 und 72 gelten entsprechend.“

63. Der bisherige § 74 wird § 75 und wie folgt geändert:
a) Absatz 1 ird wie folgt gefasst:

‘,( 1) Ist die Erteilung einer Baugenehmigung vorgeschrie
ben, ist vor Einreichung des Bauantrags aufAntrag der Bau
herrin oder des Bauherrn zu einzelnen in der Baugeneh
migung zu entscheidenden Fragen des Bauvorhabens ein
Vorbescheid zu erteilen, Der Vorbescheid gilt drei Jahre. Die
Frist kann auf Antrag jeweils bis zu einem Jahr verlängert
sverden. § 58 Absatz 2, § 68, 69 Absatz 1 bis 3 tind § 7 Ab
satz 2 Satz 2 gelten entsprechend.“

h) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe ‚. 64“ durch die Angabe

„ 63“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „ 63“ durch die Angabe
„ 62“ ersetzt.

64. Der bisherige § 75 wird § 76 und wie folgt geändert:
a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
‚.4. erdgeschossige Zelte und betretbare Verkaufsstände,

die Fliegende Bauten sind, jeweils mit einer Grund
fläche bis zu 75 m2.“

hh) Es wird folgende Ntimmer 5 angefügt:
„5. aufblashare Spielgeräte mit einer Höhe des betret

baren Bereichs von bis zu 5 Meter oder mit über
dachten Bereichen. bei denen die Entfernung zum
Ausgang nicht mehr als 3 Meter. sofern ein Absin
ken der I.Jberdachung konstruktiv verhindert wird,
nicht mehr als 10 Meter, beträgt.“

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem \Vort „auf“ das \Vori
„schriftlichen“ gestrichen und die Angabe .‚ 72 Abs. 2
Satz 2“ durch die Wörter „ 73 Absatz 2 Satz 2“ ersetzt.

c) Absatz 9 wird wie folgt gefasst:

§ 68 Absatz 1, 2 und 4 sov,ie § 82 Absatz 1 und 4
gelten entsprechend.“

65. Der bishenge § 76 wird § 77 und wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

‘,( 1) Nicht verfahrensfreie Baus orhaben bedürfen keiner
Genehmigung, Genehmigungsfreistellung und Bauüherwa—
chung, wenn

die Leitung der Entwurfsarbeiten und die Bauüherwa—
chung einer innerhalb einer Behörde für die Vorberei

tung und Durchführung von Bauaufgaben zuständigen
Stelle des Bundes oder eines Landes (Bauclienststelle)
übertragen ist und

2. die Baudienststelle mindestens mit einer oder einem Be
diensteten mit der Betühigung zum höheren hautechni—
sehen Vens altungsdienst und mit sonstigen geeigneten
Fachkräften ausreichend besetzt ist.

Solche baLilichen Anlagen bedürfen jedoch der Zusiinimung
der für das Bauwesen zuständigen Senatsverwaltung. außer
bei

1. der Beseitigung baulicher Anlagen und
2. I3aumaßnahmen in oder an bestehenden Gehä uden, die

a) nicht zu einer Erweiterung des Bauvolumens oder
h) zu einer nicht verfahrensfreien Nutzungsänderung

I‘ühren. Die Zustimmung der für das Bau esen zuständigen
Senatsverwaltung entfällt, wenn
1. keine Nachbarn in ihren öffentlich—rechtlich geschützten

Belangen von Abweichtingen, Ausnahmen und Befrei—
ungen berührt sind oder

2. die Nachbarn, deren öffentlich-rechtlich geschützte Be
lange von Abweichungen. Ausnahmen und Befreiungen
berührt sein können, dem Vorhaben zustimmen.“

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe .‚ 67 bis 73“ durch die
Angabe .. 66 bis 74“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die für das Bauvesen zuständige Senatsverwaltung
prüft

die Übereinstimmung mit den Vorschriften über die Zu
lässigkeit der baulichen Anlagen nach den § 29 bis 38
des Baugesetzbuchs,

2. die Einhaltung anderer öffentlich—rechtlicher Anforde
rungen. soweit wegen der Zustimmung eine Entschei
dung nach anderen öffentlich—rechtlichen Vorschriften
entfällt oder ersetzt wird und

3. die beantragten Zulassungen von Ah eichungen ( 67
Absatz 1) von nachbarschützenden Vorschri Ren.

Die für das Batiwesen zuständige Senatsverwaltung ent
scheidet über die Zulassung von Ausnahmen, Befreitingen
sowie Abs eichungen nach Satz 1 Nummer 3. Im Übrigen
bedarf die Zulässigkeit von Abweichungen keiner bauauf—
sichtlichen Entscheidung.“

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ..Landesverteidigung“

ein Komma und die Wörter „dienstlichen Zwecken der
Bundespolizei oder dem zivilen Be\ ölkerungsschtitz“
eingefügt.

hb) In Satz 3 wird die Angabe .. 75 Abs. 2 bis 9“ durch die
Wörter „ 76 Absatz 2 bis 9“ ersetzt und nach dem Wort
„Landesverteidiguno“ werden ein Komma und die Wör
ter „dienstlichen Zwecken der Bundespolizei oder dciii
zivilen Bevölkerungsschutz“ eingefügt.

66. Der bisherige § 77 wird § 78.

67. Der bisherige § 78 wird § 79 und wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Sat7 2 Nummer 1 wird die Angabe 71 Abs. 6

und 7“ durch die Wörter .. 72 Absatz 1 und 2“ ersetzt.
b) In Absatz 2 verden nach dciii Wort „einer“ die Wörter

„schriftlich oder mündlich“ gestrichen.
68. Der bisherige § 79 ird § 80.
69. Der bisherige § 80 wird § 82 und wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aal Die Angabe .. 84 Abs. 2“ wird durch die Angabe ‚. 86
Ahsat7 2“ ersetzt.



372 Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 72. Jahrgang Nr. 16 28. Juni 2016

hb In Nummer 1 vird die Aneabe .. 67 Abs. 2 Satz 1“
cltirch die Wörter „ 66 Absatz 3 Satz 1“ ersetzt.

cc) In Nummer 2 wird die Angabe .. 67 Abs. 2 Satz 2“
durch die Wörter .. 66 Absatz 3 Satz 2“ ersetzt.

h) Absatz 5 wird atifaehohen.

c) Der bisherige Absatz 6 v ird Absatz 5 und die Angabe ‚. 84
Abs. 2“ wird dLirch die Angabe „ 86 Absatz 2“ ersetzt.

70. Der bisherige § 81 wird § 83 und wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt:

„Mit der Anzeige nach Satz 1 sind vorzulegen

1. bei B:cu\‘orliaben nach § 66 Absatz 3 Satz 1 das Ergebnis
der Uher\\ achung der ordnungsgemäßen Bauausfiih
rung hinsichtlich der Standsicherheit gemäß § 82 Ab
satz 2 Satz 1 Nummer l

2. hei Bauvorhaben nach § 66 Absatz 3 Satz 2 das Ergebnis
der Uber achung der ordnungsgemäßen Bauausfüh
rting hinsichtlich des Brandschutzes gemäß § 82 Ab
satz 2 Satz 1 Nummer 2.

Eine bauliche Anlage darf erst benutzt werden, wenn sie
selbst, Zu fahrtswege. Wasserversorgungs- und Abwasser
entsorgungs- sowie Gemeinschaftsanlagen in dem erforder
lichen Umfang sicher benutzbar sind, nicht jedoch vor dem
in Satz 1 bezeichneten Zeitpunkt.“

b) Absatz 3 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und wie folgt geän
dert:

aa) In Satz 1 Halbsatz 1 werden die Wörter „die Bezirks
schomsteintögermeisterin oder der Bezirksschomstein
fegermeister“ durch die Wörter ‚die bevollmächtigte
Bezirksschomsteinfegerin oder der bevollmächtigte Be
zirksschornsteinfeger“ ersetzt.

bh) Satz 2 wird aufgehoben.

71. Der bisherige § 82 wird § 84 und wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 Satz 1 wird nach dem Wort „durch“ das \Vort
„schriftlichen“ gestrichen.

h) Es wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Wer ein berechtigtes Interesse darlegt, kann in das
Baulastenverzeichnis Einsicht nehmen oder sich Abschrif
ten erteilen lassen.“

72. In der Überschrift des Sechsten Teils werden nach dem Wort
.,Rechtsvorschriften,“ die Wörter „bestehende bauliche Anla
gen,“ gestrichen.

73. Der bisherige § 83 ird § 85 und wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Ntimmer 1 ird nach dem Wort ‚. ollziehbaren“ das
Wort ‚.schriftlichen“ gestrichen.

bb) In Nummer 5 werden die Wörter .‚ 50 Abs. 1 Satz 1 und
§ 51“ durch die Wörter .. 49 Absatz 1 Satz 1 und 50..
ersetzt.

cc) In Nummer 6 v erden die Wörter „ 54 Abs. 1, § 55 Abs. 1
Satz 3. § 56 Abs. 1 oder § 57 Abs. 1“ durch die Wörter
„ 53 Absatz 1, § 54 Absatz 1 Satz 3, § 55 Absatz 1 oder
§ 56 Absatz 1“ ersetzt.

dd) Nummer 7 wird wie folgt gefasst:

‚.7. ohne die erforderliche Baugenehmigting ( 59 Ab
satz 1). Teilhaugenehmigung ( 74) oder Abwei
chung, Ausnahmen oder Befreiungen ( 67) oder
ab eichend davon bauliche Anlagen errichtet, än
dert. bentitzt oder entgegen § 61 Absatz 3 Satz 2 bis 5
beseitigt.“

cc) Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

satz 3 Satz 5 mit der Beseitigung einer Anlage be
ginnt. entgegen den Vorschriften des § 83 Absatz 1
Batiarbeiten fortsetzt oder entgegen der Vorschrift
des § 83 Absatz 2 bauliche Anlagen ilutzt.“

Ifl In Nummer 9 o erden die Wörter „ 63 Abs. 3 Satz 2 bis
4“ durch die Wörter „ 62 Absatz 3 Satz 2 bis 4“ ersetzt.

gg) In Nummer 10 wird die Angabe ‚. 71 Abs. 6, § 63
Abs.5, § 62 Abs. 3 Satz 2“ durch die Wörter „ 72
Absatz 1, § 62 Absatz 5, § 61 Absatz 3 Satz 2“ ersetzt.

hh) In Nummer II wird die Angabe „ 75 Abs. 2“ durch die
Angabe „ 76 Absatz 2“ und die Angabe „ 75 Abs. 6“
durch die Angabe ‚. 76 Absatz 6“ ersetzt.

ii) In Nummer 12 wird die Angabe .. 84 Abs. 1 bis 3“
durch die Wörter .‚ 86 Absatz 1 bis 3“ ersetzt.

h) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter ..Satz 1 Nr. 8 bis 10“
durch die Wörter „Satz 1 Nummer 2 bis 4“ ersetzt.

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 ird der Punkt am Ende durch ein Komma
ersetzt.

bb) Es wird folgende Nummer 3 angeftigt:

„3. unrichtige Erklärungen zum Kriterienkatalog nach
§ 66 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 abgibt.“

74. Der bisherige § 84 wird § 86 und wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ‚. 4 bis 49“ durch die
Angabe „ 4 bis 48“ ersetzt.

hb) In Nummer 3 s erden nach dem Wort ‚Stellplätze“ die
Wörter ..und Abstellplätze für Fahrräder“ angefügt.

cc) In Nummer 4 wird die Angabe .. 51 und 52“ dtirch die
Angabe..§ 50 und 51“ ersetzt.

dd) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch ein Komma
ersetzt.

cc) Es wird folgende Nummer 6 angefügt:

„6. die Anwesenheit fachkundiger Personen beim Be
trieb technisch schwieriger batilicher Anlagen und
Einrichtungen wie Bühnenbetriehe und technisch
schwierige Fliegende Bauten einschließlich des Nach-
weises der Beflihigung dieser Personen.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 Nummer 1 wird jeweils
vor dem Wort ‚.Sachverständige“ das Wort .‚Prüfsach
verständige.“ eingefügt.

bb) In Satz 2 Ntimmer 5 wird das abschließende Komma
durch einen Punkt ersetzt.

cc) In Satz 2 werden die folgenden Ntimmem 6 und 7 ange
fiat:

‚.6. die EinrichtLing einer Stelle zur gemeHisamen und
einheitlichen Bewertung. Berechnung und Erhe
bung der Kosten der Prüfingenietirinnen und Prüf
ingenieure und die Aufsicht über diese Stelle,

7. die Übertragung der Aufgaben einer Widerspruchs-
behörde flur EntscheidLingen über Widersprtiche ge
gen Gebührenbescheide der Prßfingenieurinnen und
Prüfingenieure auf einen zu bildenden Widerspruch—
sausschuss bei der nach Nummer 6 eingerichteten
Stelle.

dd) Es wird folgender Satz 3 angefügt:

..Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung
kann durch Rechtsverordnung ferner

1. den Leiterinnen oder den Leitern und den stellver
tretenden Leiterinnen oder den stellvertretenden
Leitern von Prüfämtem sowie den Leiterinnen oder
den Leitern tind den stellvertretenden Leiterinnen

.‚8. entgegen der Vorschrift des § 72 Absatz 2 Bauarhei
ten beginnt, entgegen der Vorschrift des § 61 b
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oder den stellvertretenden Leitern von Brandschutz
dienststellen die Stellung einer oder eines Prüfsach
verständigen nach Satz 1 Nummer 2 zuweisen.

2. soweit für bestimmte Fachbereiche und Fachrich—
tunen Prüfsachs erständige nach Satz 1 Nummer 2
noch nicht in ausreichendem Umfang anerkannt
sind, anordnen, dass die von solchen Prüfsachver
ständigen zu prüfenden und zu bescheinigenden
bauordnungsrechtl ehen An forderungen bauaufsicht
lich geprüft werden können,

3. soweit Tragwerksplanennnen oder Tragwerksplaner
nach 66 Absatz 2 Satz 1 noch nicht in ausreichen
dem Umfang eingetragen sind, anordnen, dass die
Standsicherheitsnachweise bauaufsichtlich geprüft
werden und die Bauausführung bauaufsichtlich
überwacht wird.“

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 Nummer 1 wird vor dem Wort „Umfang“ das

Wort „Fomt,“ eingefügt und die Angabe „ 62 Abs. 3
Satz 2“ wird durch die Wörter „ 61 Absatz 3 Satz 2“
und die Angabe .‚ 63“ durch die Angabe ‚. 62“ ersetzt.

bh) In Satz 1 Nummer 2 werden nach dem Wort ‚.Bestäti—
gungen“ die Wörter „einschließlich deren Formerforder
nissen“ eingefügt.

cc) In Satz 1 Nummer 3 werden der Punkt am Ende durch
ein Komma ersetzt und die Wörter „insbesondere über
die Vorprüfung von Anträgen, Beteil igungsverfahren
und Fristen,“ angefügt.

dd) Es wird l‘olgende Nummer 4 angefügt:
‚.4. die Beratungsgehühr nach § 58 Absatz 1 Satz 3 und

Gebiihrenl‘reiheit bei Beratungen mit geringem Ver—
waltungsaufwand.“

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) Es werden die folgenden Nummern 1 und 2 eingefügt:

‚.1. die Zuständigkeit für die Zustimmung im Einzelfall
für Bauprodukte ( 20) und Bauarten ( 21) ganz
oder teilweise auf andere Stellen zu übertragen.

2. die Zuständigkeit für die Anerkennung von Prüf-,
Zertifizierungs— und Uberwachungsstellen ( 25) auf
andere Stellen zu übertragen: die Zuständigkeit
kann auch auf eine Behörde eines anderen Landes
übertragen werden, die der Aufsicht einer obersten
Bauaufsichtsbehörde untersteht oder an deren Wil
lensbildung die oberste Bauaufsichtsbehörde mit-
wirkt.“

hb) Die bisherige Nummer 1 wird Nummer 3.
cc) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 4 und es wird

die Angabe „ 25 Abs. 1“ durch die Angabe ..* 25“ er
setzt.

e) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „ 14 des Geräte- und Pro

duktsicherheitsgesetzes“ durch die Wörter ‚. 34 des
Produktsicherheitsgesetzes vom 8. November 2011
(BGB!. 1 5. 2178. 2179: 2012 1 5. 131). das durch Arti
kel 435 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. 1
5. 1474) geändert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung“ ersetzt.

hb) In Satz 3 wird die Angabe .‚ 76“ durch die Angabe
‚. 77“ ersetzt und die Wörter ‚. 15 Abs. 2 des Geräte-
und Produktsicherheitsgesetzes“ werden durch die Wör
ter .. 35 Absatz 2 des Produktsicherheitsgesetzes“
ersetzt.

f) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 eingefügt:
„(7) Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung

wird ermächtigt. durch Rechisverordnung Vorschriften zu
erlassen über die Erhebung und Höhe der Widerspruchs—
gebühr im Falle von Drittwidersprüchen.“

g) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 9.

Ii) In Absatz 8 wird die Angabe „ 75 Abs. 1 bis 9“ durch die
Wörter „ 76 Absatz 1 bis 9“ ersetzt.

75. Der bisherige § 85 wird § 81.

76. Der bisherige § 86 wird § 88 und wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Absatzbezeichnung ‘,( 1)“ wird gestrichen.
bb) In Nummer 1 werden nach dem \Vort „1—Iauptstadtpla—

nung“ ein Komma und die Wörter .. on Bebauungsplä
nen. bei denen die für das Bauss esen zuständige Senats-
verwaltung das Verführen wegen dringender Gesamt—
interessen Berlins an sich gezogen hat,“ eingefügt.

cc) Nummer 3 wird aufgehoben.
dd) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3 und es ss ird

die Angabe „ 52“ durch die Angabe „ 51“ ersetzt.
b) Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben.

77. Der bisherige § 87 wird aufgehoben.
78. Der bisherige § 88 ird § 89 und es ss ird folgender Satz ange

fügt:

„Die vor dem 1. Januar 2017 eingeleiteten Verfahren sind nach
den bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften fortzufüh
ren: die nach diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften sind mit
Ausnahme des Fünften Teils jedoch anzuwenden, soweit diese
für die Bauherrin oder den Bauherrn gtinstiger sind.“

Artikel 2
Bekan ntmach 11 ngserlau bn is

Die für das Bausvesen zuständige Senatsverwaltung ss ird ermäch
tigt, die Bauordnung für Berlin in der om Inkrafttreten dieses Ge
setzes an geltenden Fassung bekanntzumachen und dabei Unstim
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen.

.rtikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

Berlin, den 17. Juni 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf i e 1 a ii d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Rcgierende Bürgermeister
Michael M ü II e r


